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Die folgenden planungsrechtlichen Festsetzungen beziehen sich auf den 
Geltungsbereich des Bebauungsplans „Innere Basleren“ in der Fassung der 1. 
Änderung vom 10.10.1992. Die nicht von der Änderung betroffenen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans „Innere Basleren“ 
gelten unverändert. 

 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen: 

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 
1728) 

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.07.2019 
(GBl. S. 313) 

• § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098) 

 
 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen werden um folgenden § 1a ergänzt.  

§ 1a Einzelhandel - Ausschluss von bestimmten Arten von Nutzungen (§ 1 Abs. 5 und 
Abs. 9 BauNVO) 

 In den Industrie- und Gewerbegebieten sind Einzelhandelsbetriebe mit 
zentrenrelevanten Sortimenten gemäß Neuenburger Sortimentsliste im Anhang 
nicht zulässig. 

 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen werden um folgenden § 1b ergänzt.  

§ 1b Schank- und Speisewirtschaften - Ausschluss von bestimmten Arten von 
Nutzungen (§ 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO) 

 In den Industrie- und Gewerbegebieten sind Schank- und Speisewirtschaften in 
denen Spielgeräte betrieben werden nicht zulässig. 

 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen werden um folgenden § 2a ergänzt. 

§ 2a Vergnügungsstätten  

 Ausschluss bzw. Zulassung von Ausnahmen (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

Im gesamten Plangebiet sind, mit Ausnahme der unten genannten Grundstücke, 
Vergnügungsstätten aller Art (z.B. Spielhallen, Spielotheken, Spielcasinos, 
Wettbüros etc.) nicht zulässig. 

Gemäß Vergnügungsstättenkonzept sind auf den Grundstücken Flst. Nrn. 3104, 
3104/1, 3106, 3106/1, 3107, 3110 und 3110/1 in der Robert-Bosch-Straße, der 
Fischerstraße und der Max-Plank-Straße Vergnügungsstätten aller Art 
ausnahmsweise zulässig. 
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(Hinweis: Da die aktuellen Flurstücke und Flurstücksnummern, nicht mehr mit 
denen im Originalbebauungsplan von 1975 übereinstimmen, wird im 
nachfolgenden Plan der Bereich dargestellt in dem Vergnügungsstätten 
ausnahmsweise zulässig sind.)  
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1 Lage  im fachtechnisch  abgegrenzten  Konsultationsradius  eines  Störfallbetriebes:

Die Wasserschutzbehörde  weist  darauf  hin, dass  sich das Plangebiet  inzwischen
innerhalb  der Zone  Ill B des fachtechnisch  abgegrenzten  Wasserschutzgebietes
Neuenburg  TB Grißheim  Il befindet.

2 KampfmitteIverdacht:

Das  Regierungspräsidium  Stuttgart  Ref.  16.3  Kampfmittelbeseitigung  weist
darauf  hin,  dass  aufgrund  der  ausgedehnten  Kampfhandlungen  und
Bombardierungen,  die während  des 2. Weltkrieges  stattfanden,  es ratsam  ist, im
Vorfeld  von  jeglichen  Bau-  (Planungs-)verfahren  eine
Gefahrenverdachtserforschung  in Form einer  Auswertung  von Luftbildern  der
Alliierten  durchzuführen.

Alle  nicht  vorab  untersuchten  Bauflächen  sind  daher  als  potenzielle
KampfmitteIverdachtsfIächen  einzustufen.

/i!!euenburg am Rhein, den2,8, Junj 2ü2!

Der Planverfasser
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Anhang:  

Sortimentsliste Neuenburg am Rhein, Quelle: Innenstadtoffensive Neuenburg am 
Rhein, imakomm AKADEMIE GmbH, April 2015 

 



Hlnwelse:

Auf dle Vorschrlften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB Ober dle Fälligkeit etwalger En%schädIgungsansprOche, deren Leletung
schriftlich  beim EntschädIgungspfIIchtIgen  zu beantragen  ist, und des § 44 Abs. 4 BauGBaüber  das Erlöschen  ron  Entschädigungs-
ansprüchen  w1rd hfögewlesen.
Auf dle Voraussetzungen  für  dle Geltendmachung  der Verletzung  von Verfahrens-  und Formvorschrlften  und von Mängeln  derAb-
wägung sowle dle Rechtsfolgen  des § 215 Abs. 1 BauGB wird hlngewiesen,  Unbeachtlich  werden  demnaah
elne nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 BauGB  beachtllche  Verletzung  der dort  bezelchneten  Verfahrens-  und Formvorschr)flen,
elne unter BerÜcksicht1gung  des § 214 Abs. 2 BauGB beachtllche  Verletzung  der  Vorschrlften  über  das Verhältnis  des Bebauunga-
plans und des FlächennutzungspIans,  und
nach § 214 Abs. 3 Satz  2 BauGB  beachtllche  Mängel  des Abwägungsvorgangs,
wenn sle nlcht innerhalb  elnes  Jahres  selt  dleser  Bekanntmachung  schriftlich  gegenüber  der Gemelnde  unter  Dar1egung des dle
Verletung  bagrÜndenden  Sachverhalts  geltend  gemacht  worden slnd, Dles gllt entsprechend,  wenn  Fehler  nach § 214 Abs. 2a
BauGB beachtllch  slnd.
Ferner  wird darauf  hlngewlesen,  dass gem. § 4 Abs, 4 GemO BW Satzungen,  dle unter  Verletzung  von Verfahrens-  oder Formvor-

schriftenderGemOBWoderaufGrundderGemOBWzuStandegekommensInd,eInJahrnachderBekanntmachungaIsvon i.

Anfang an gültlg zu Stande  gekommen  gelten.  Dies gllt nk,ht, wenn
1, dle Vorschrlften  Über dle Öffentllchkelt  der Sltung,  dle Genehmlgung  oder  die Bekanntmachung  der Satzung  verletzt

worden  stnd,
2. derB0rgermeIsterdemBeschIussnacJ43GemOBWwegenGesetzwldrIgkeItwIdersprochenhatoderwennvorAbIauf

der In Satz 4 genannten  Frlst dle RechtsaufsIchtsbehörde  den Beschluss  beanstandet  hat oder  dle Verletzung  der Verfah-
rens- oder  Formvorschrlfk  gegenüber  der Gemeinde  unter Bezek,hnung  des Sachverhalts,  der dle Verletzung  begründen
soll, schrlftllch  geltend  gemacht  worden Ist.

Ist elne Verletzung  nach vorstehender  Nr. 2 geltend  gemacht  worden,  so kann auch nach Ablauf  der  Jahresfrist  des § 4 Abs. 4 8. 1
GemO BW ledermann  diese  Verletzung  geltend machen.


